
c. 702 CIC 

„§ 1.Qui es instituto religioso legitime egrediantur vel ab eo legitime dimissi fuerint, nihil ab eodem 
repetere possunt ob quamlibet operam in eo praestitam.“ 

§ 2. Institutum tamen aequitatem et evangelicam caritatem servet erga sodalem, qui ab eo separa-
tur. 

 
„,§ 1. Wer rechtmäßig aus einem Ordensinstitut austritt oder aus ihm rechtmäßig entlassen wurde, 

kann für jegliche in ihm geleistete Arbeit von demselben nichts verlangen. 
§ 2. Das Institut jedoch soll Billigkeit und evangelische Liebe gegenüber dem ausgeschiedenen Mit-

glied walten lassen.“ 
 

von Martin Rehak 

 

Gemäß c. 654 CIC hat die Ordensprofess eine dreifache Funktion: Der Ordensmann bzw. die Ordensfrau 
versprechen durch ein öffentliches Gelübde (vgl. dazu cc. 1191 § 1, 1192 § 1 CIC) die evangelischen Räte 
der Armut, der Keuschheit sowie des Gehorsams zu befolgen. Die Kirche weiht sein bzw. ihr Leben in 
besonderer Weise Gott. Und er bzw. sie wird seiner bzw. ihrer Ordensgemeinschaft mit allen damit 
gemäß dem Kirchenrecht (einschließlich dem Eigenrecht der Gemeinschaft) verbundenen Rechten und 
Pflichten eingegliedert. Aus dieser Eingliederung erwächst für die Ordensgemeinschaft gemäß c. 670 
CIC die Verpflichtung, in materieller Hinsicht für den Lebensunterhalt des Ordensmitglieds zu sorgen.  

Diese Eingliederung kann durch verschiedene Tatbestände wieder gelöst werden, nämlich durch den 
Übertritt in ein anderes Institut des geweihten Lebens bzw. eine andere Gesellschaft des apostolischen 
Lebens (vgl. cc. 684–685 CIC); durch einen Austritt (vgl. c. 688–693 CIC); sowie durch eine Entlassung, 
auch Säkularisierung genannt (vgl. cc. 694–704 CIC). In der Praxis häufig, aber nicht notwendigerweise 
kann einem Austritt eine sogenannte Exklaustration vorausgehen (vgl. dazu cc. 686–687 CIC); dabei han-
delt es sich um eine vorläufige, zeitlich befristete Ausgliederung aus der Ordensgemeinschaft.  

Im Falle einer endgültigen Ausgliederung erlöschen gemäß c. 692 CIC mit dem vom Ordensmitglied ak-
zeptierten Austrittsindult bzw. gemäß c. 701 CIC mit der rechtmäßigen Entlassung die Verpflichtungen 
aus dem Gelübde sowie alle sonstigen aus der Profess hervorgehenden Rechte und Pflichten. Dazu stellt 
c. 702 § 1 CIC in Fortschreibung der Regelung aus can. 643 § 1 CIC/1917 klar, dass die Ausgliederung 
auch in finanzieller Hinsicht umfassend und abschließend sein soll. Das ehemalige Ordensmitglied kann 
keine Ansprüche gegenüber der Ordensgemeinschaft geltend machen. Dies ist letztlich eine Konsequenz 
aus dem Armutsgelübde, zu dessen konkreter Umsetzung c. 668 § 1 CIC vorsieht, dass Ordensmitglieder 
ein eventuell vor dem Ordenseintritt vorhandenes Privatvermögen einem Treuhänder zur Verwaltung 
übergeben müssen und nicht mehr für sich selbst nutzen bzw. Früchte ziehen können, während c. 668 
§ 3 CIC bestimmt, dass alles, was ein Ordensmitglied nach seiner Eingliederung erwirbt, für die Ordens-
gemeinschaft erworben wird. Vor diesem Hintergrund schützt c. 702 CIC das Vertrauen der Ordensge-
meinschaft darauf, mit derartigen Erwerbungen wirtschaften zu können, ohne Rückforderungen be-
fürchten zu müssen.  

Auch wenn c. 702 § 1 CIC dies nicht ausdrücklich sagt, gilt nach allgemeiner Ansicht unter den Kanonis-
ten auch spiegelbildlich, dass eine Ordensgemeinschaft von einem exkorporierten Mitglied nicht nach-
träglich ein Entgelt für besondere Aufwendungen (z.B. Kosten eines Hochschulstudiums, einer 



Ausbildung, oder von Heilbehandlungskosten) verlangen kann. Allerdings wird in der Literatur disku-
tiert, ob es hiervon auch Ausnahmen geben kann, die die Ordensgemeinschaft zu Rückforderungen be-
rechtigen – etwa als Kompensation zur Nachversicherung nach staatlichem Recht (vgl. dazu sogleich) 
oder in Fällen, in denen das Ordensmitglied von Anfang an den Vorsatz hatte, nach einer Ausbildung auf 
Kosten der Ordensgemeinschaft diese wieder zu verlassen.  

Der von c. 702 § 1 CIC für das Kirchenrecht aufgestellte Grundsatz wird In Deutschland – und ähnlich in 
Österreich – überlagert vom weltlichen Recht, genauer gesagt von den dortigen Regelungen zur Nach-
versicherung von zunächst versicherungsfreien Beschäftigten in der staatlichen Rentenversicherung. In-
soweit ist es zunächst so, dass gemäß § 1 S. 1 Nr. 4 SGB VI auch Ordensleute im Ansatz versicherungs-
pflichtig sind. Jedoch werden sie gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 3 SGB VI von der gesetzlichen Versicherungspflicht 
unter der Voraussetzung frei, dass „ihnen nach den Regeln der Gemeinschaft Anwartschaft auf die in 
der Gemeinschaft übliche Versorgung bei verminderter Erwerbsfähigkeit und im Alter gewährleistet und 
die Erfüllung der Gewährleistung gesichert ist“. Eine solche Anwartschaft haben Ordensleute in der Tat 
aufgrund des bereits erwähnten c. 670 CIC in Verbindung mit ihrem Gelübde und der damit einherge-
henden Inkorporation inne. Für die Sicherung dieser Anwartschaft – oder anders gesagt: zur Stabilisie-
rung des Systems der Versicherungsfreiheit von Ordensleuten – haben sich zahlreiche Ordensgemein-
schaften in Deutschland im Solidarwerk der katholischen Orden Deutschlands e.V. zusammengeschlos-
sen, um gegenüber dem Staat das Vorhandensein der erforderlichen Eigenmittel bzw. eine Gewährleis-
tung der Altersversorgung von Ordensangehörigen notfalls über eine kirchliche Ausfallbürgschaft nach-
weisen zu können.  

Im Falle der endgültigen Trennung eines Ordensmanns bzw. einer Ordensfrau von seiner bzw. ihrer Ge-
meinschaft verpflichtet § 8 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 SGB VI dazu, die bis dahin versicherungsfreien (vormaligen) 
Ordensleute nachzuversichern. Damit ist zunächst einmal gesagt, dass während einer bloßen Exklaust-
ration, welche nur zu einer vorläufigen Trennung zwischen Ordensperson und Ordensgemeinschaft 
führt, eine etwaige Nachversicherung (noch) nicht durchzuführen ist. „Die Nachversicherung erstreckt 
sich auf den Zeitraum, in dem die Versicherungsfreiheit oder die Befreiung von der Versicherungspflicht 
vorgelegen hat“ (§ 8 Abs. 2 S. 2 SGB VI). Damit beginnt der Nachversicherungszeitraum regelmäßig am 
Tag der (ersten) Professablegung und endet am Tag der tatsächlichen Trennung von der Gemeinschaft. 
Nicht maßgeblich ist hingegen etwa das Datum, unter dem ein Austrittsindult ausgefertigt oder ein Ent-
lassungsdekret wirksam wird. Besonderheiten können sich infolge der grundsätzlichen räumlichen Be-
schränkung des Geltungsbereichs des deutschen Sozialrechts gemäß § 3 SGB IV in den Fällen ergeben, 
in denen Ordensleute – etwa zwecks missionarischer Tätigkeit oder als Mitarbeiter:in an der Römischen 
Kurie – im Ausland tätig waren. Gemäß einer noch zur Reichsversicherungsordnung ergangenen Ent-
scheidung des Bundessozialgerichts aus dem Jahr 1976 kann die Ordensgemeinschaft für die Zeit im 
Ausland auf freiwilliger Basis nachversichern, muss dies aber nicht. Die Nachversicherungsbeiträge sind 
von der Ordensgemeinschaft eigenständig zu berechnen und ohne weitere Aufforderung binnen dreier 
Monate ab Eintritt des Nachversicherungsfalls an den Rentenversicherungsträger zu überweisen. Da-
nach kann auf die rückständige Zahlung ein Säumniszuschlag erhoben werden. Was die Höhe der Nach-
versicherung anbelangt, bestimmt § 181 Abs. 2 S. 1 SGB VI als Beitragsbemessungsgrundlage „die bei-
tragspflichtigen Einnahmen aus der Beschäftigung im Nachversicherungszeitraum“. Dabei ist gemäß 
§ 162 Nr. 4 SGB VI im Falle von Ordensleuten, die bis zu ihrem Austritt eine Anwartschaft auf Versorgung 
durch die Ordensgemeinschaft innehaben, die beitragspflichtige Einnahme reduziert auf die „Geld- und 
Sachbezüge, die sie persönlich erhalten“. Von daher ist auf Ordensleute in aller Regel § 181 Abs. 3 S. 1 
SGB VI anwendbar, der als Mindestbeitragsbemessungsgrundlage einen Betrag in Höhe von 40 vom 
Hundert der jeweiligen Bezugsgröße garantiert, wobei § 18 SGB IV als Bezugsgröße das 
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Durchschnittsentgelt der gesetzlichen Rentenversicherung im (in Bezug auf das jeweils nachzuversi-
chernde Kalenderjahr) vorvergangenen Kalenderjahr festlegt. All dies führt dazu, dass ehemalige Or-
densangehörige aus der Nachversicherung nur eine geringe Rente erwarten dürfen.  

Vor diesem Hintergrund ist die weitere Bestimmung des c. 702 § 2 CIC durchaus auch hierzulande von 
Interesse. Die Norm gewährt zwar keinen einklagbaren Rechtsanspruch. Sie bildet aber gleichsam einen 
Ansatz, um einvernehmlich etwa ein Überbrückungsgeld auszuhandeln, das einem bedürftigen vorma-
ligen Ordensmitglied als Starthilfe für einen Neuanfang im zivilen Leben dienen kann.  

Die Norm steht in der Tradition des früheren can. 643 § 2 CIC/1917, der allerdings auf den speziellen 
Fall zugeschnitten war, dass eine Ordensfrau ohne Mitgift in einen Orden eingetreten war. Dabei diente 
– wie sich nicht zuletzt aus der in can. 551 § 1 CIC/1917 statuierten Pflicht der Ordensgemeinschaft zur 
Rückerstattung im Falle einer Rückkehr der Ordensfrau in die Welt ergibt – die Mitgift auch dazu, sich 
eine neue Existenz aufzubauen; oder in der Diktion des can. 643 § 2 CIC/1917, um auf sichere und an-
gemessene Weise in die Heimat und zur Herkunftsfamilie zurückzukehren sowie für eine gewisse Zeit – 
bis zum Abschluss einer „Versorgungsehe“ (?) – ehrbar zu leben. In der Nachkonzilszeit hatte die Religi-
osenkongregation mit einem Rundschreiben vom 25.01.1975 an die Vorsitzenden der Vereinigung der 
Generaloberen in Rom angemerkt, dass die Prinzipien der Nächstenliebe, der Billigkeit, der Gerechtig-
keit und der sozialen Verantwortung verlangen, als Ordensgemeinschaft auch denen zu helfen, die sie 
verlassen. Von daher formuliert c. 702 § 2 CIC nunmehr zu Recht den allgemeinen Rechtsgedanken, der 
bereits in can. 643 § 2 CIC/1917 zur Sprache gekommen war. 

Da indes bei Trennungen zwischen Gemeinschaften und Individuen bisweilen negative Emotionen die 
Gesamtsituation belasten und einem fairen Ausgleich der jeweiligen Interessen entgegenstehen, wurde 
bereits von den Vorgängerorganisationen der jetzigen Deutschen Ordensoberenkonferenz eine Schlich-
tungsstelle eingerichtet, die gemäß einer Schlichtungsordnung in Konflikt- und Härtefällen zwischen den 
Parteien vermittelt.  

Damit kann c. 702 CIC, bei dem einerseits der in § 1 geforderte „klare Schnitt“ und andererseits die in 
§ 2 angeregte Barmherzigkeit eng beieinander liegen und auf einander bezogen sind, sowohl auf der 
Makroebene des gesamten Kanons als auch auf der Mikroebene einzelner Tatbestandsmerkmale (Stich-
wort: Rechtmäßigkeit der Trennung) auf seine Weise illustrieren, dass (Kirchen-)Recht gleichsam mehr-
dimensional ist und ihm neben der üblicherweise gescholtenen „Verhinderungsfunktion“ stets auch 
eine viel zu oft verkannte „Ermöglichungsfunktion“ eigentümlich ist.  
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